
Meine Damen und Herren 

Mein Thema lautet: Ist eine politische Restauration möglich? 

Ich möchte eingangs erläutern, welche Frage hier angeschnitten 

werden soll. 

In einer der griechischen Exilzeitungen war in letzter Zeit 

otnom LcibOL'Lileal folgendes zu lesen: "Der Widerstand hat sich 

auf die Gesamtheit des Volkes zu stützen. Seine Parolen müssen 

einfach sein. Sein Ziel kann nur ein einziges sein: Die Selbst­

bestimmung des Volkes. Die Zentrumsunion, die ERE, die EDA, die 

Kommunistische Partei und die anderen politischen Kräfte stim­

men mit diesen Forderungen überein. Diese Übereinstimmung 

muß konkretisiert werden. Der richtigste Weg dazu ist die 

Bildung eines Nationalen Befreiungskomittees". Kurze Zeit da­

nach veröffentlichte das Büro des Zentralkommittees der KP 

(Inaland) eine Erklärung, in der es hieß: "Der Kampf muß in 

der politischen Forderung nach einer Regierung der nationalen 

Einheit aus allen antidiktatorischen Partáen und Organisatio­

nen gipfeln. Die Zeit für einen Nationalen Rat aller gegen die 

Diktatur gerichteten Kräfte ist gekommen. Die gegen die Dikta­

tur gerichtete Allianz muß zu einer Allianz für ein gemein­

sames Programm umgestaltet werden., ein Programm, das so breit 

sein muß, daß es alle gegen die Diktatur gerichteten Kräfte 

umfaßt und so konkret,daß es der Herrschaft des Volkes den Weg 

ebnet". Ähnliche Auffassungen sind auch von den Konservativen 

politischen Kräften vertreten. In Athen spricht man von einer 

Regierung der nationalen Einheit unter dem ehemaligen Minister­

präsidenten Kannellopoulos. 

Dem uninformierten Leser dieses· Leitartikels und der Erklärung 

der KP scheint eines der wesentlichen Hindernisse für die Wieder­

herstellung der Demokratie in Griechenland die Zersplitterung 

der demokratischen KräfteJàmt. Könnte man diese Zersplitterung 

überwinden, so würde bald der Faschismus, angesichts der Kriee 

in der er sich befindet, kampflos das Feld räumen oder zusam­

menbrechen. Im entstehenden politischen Vakuum würde die geplante 

Regierung der nationalen Einheit das Ruder ergreifen. Sie würde 

gleiche Startchancen für alle politischen Kräfte herstellen. Jede 
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Partei oder Richtung könnte sich dann im freien Wettbewerb 

der Meinungen ungehindert entfalten. Das Volk würde schließ­

lich selbst bestimmen, welche politische Gruppe die Regie­

rungsgeschäfte übernehmen soll. Damit würde die Wiederherstel­

lung des demokratischen Kräftespiels Realität werden. 

Ich will im Nachfolgenden der Frage nachgehen, ob dieses hier 

dargestellte Entwicklungsschema realisierbar ¿β-t, ob die Demo­

kratie im wesentlichen nur von der Bildung eines nationalen 

Befreiungsrates abhänge., ob eine freie politische Gesellschaft 

in Griechenland ohne weiteres verwirklicht werden konna. 

Als erstes stellt sich die Frage, wer die politische Restau­

ration, wie ich schlagwortartig das soeben geschilderte Ent-

Wicklungsschema kennzeichnen WM i&e, realisieren wird. Es bieten 

sich folgende drei Möglichkeiten an£ die Vereinigten Staaten, 

die hinter dem Putsch des 21. April standen,/die heutigenMacht­

haber in Athen selbst oder schließlich die griechische Bevöl-

Reruna. AXle uie~6 glich keiten werden als ä^einaeschät.t./' 

Prüfen wir die erste Alternative. Viele der Politiker der 

Rechten und der Zentrumsunion glauben in der Tat, die Ver­

einigten Staaten könnten dazu bewogen werden, die Athener 

Junta durch ein demokratisches Regime zu ersetzen, wenn man 

ihnen eine Regierung unter einem konservativen Politiker 

bieten würde. 

ber letzte Staatsstreich des 25. Novembers stellt nur eine 

Wachablösung dar. Die neue MHXMHXM Junta ist nur ein Teil der 

alten. Sie übernahm· nach dem mißglückten Experiment der Papa-

dopoulos Demokratie die Macht, um die Situation, die der Kon­

trolle der Regierung entglitten war, wieder in den Griff zu 

bekommen. Der Umstand, daß der neue Putsch ohne jedes Blut­

vergießen erfolgte, deutet auf die Mitarbeit der Vertreter 

der Vereinigten Staaten in Athen. Unter dieser Junta kontrol­

liert Washington noch offener als je zuvor das politische 

Leben Griechenlands. Die Vereinigten Staaten befinden äch 

jedoch in Ungewißheit über den Weg, den sie einschlagen sollen. 
t 

Es ist ihnen und den Militärs klar, daß brutale Gewalt, wie sie 
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die wegen der Unterstützung eines Teils der Bevölkerung sich 

genügend stark fühlen, um ihren Führungsanspruch auch unter 

den parlamentarischen Regeln durchzusetzen. Diese Voraussetzung 

ist,wie bereits hervorgehoben, nicht gegeben. Es fehlt jedoch 

auch an der weiteren Voraussetzung/der formalen Legalitätsstruk­

tur, die eine Entwicklung zu einer politischen Restauration er­

lauben würde. Das Regime hat die von ihm selbst gutgeheißene 

Verfassung außer Kraft gesetzt. Die Exekutive hat sich alle 

Gewalten vorbehalten. Sie bestimmt die Verfassungsnormen, die 

Gesetze und urteilt über die Opponenten selbst. Die Herrscher 

unterliegen keiner Kontrolle, sind niemandem verantwortlich, 

halten sich an keine Regel und heben die Regel, die sie selbst 

mißachten, auch nicht auf. Es herrscht im Namen der Staats­

räson ein Zustand völliger Willkür. Dies ist auch erforderlich, 

um die Bevölkerung zu terrorisieren und zu unterdrücken. Wür­

den sich die Militäts auf irgendwelche Spielregeln einlassen, 

wie es im Falle der Evolution zu einer Demokratie erforderlich 

wäre, so würde das Regime nicht überleben./Das Regime ist nicht 

abänderbar. Es wird bis zum Zeitpunkt seines Zusammenbruchs 

eine Diktatur bleiben. 

Es bleibt nur noch die dritte Alternative zu prüfen, ob nicht 

die politische Restauration die Folge einer Revolution, etwa 

von Massendemonstrationen oder eines Aufstandes eines Teils 

der Armee sein könnte ./Hinter dem heutigen Regime stehen ver­

schiedene Gruppen der Armee. Neben den Natohörigen Generälen, 

den faschistischen von einem korporativen Staat träumenden 

Obersten gibt es auch die Nationalisten, die Sozialisten, sowie 

eine Vielzahl von Franktionen, die glauben, die Armee könne und 

müsse regieren. 

Sollte eine dieser Fraktionen die Macht übernehmen, so wird, 

sie, um überleben zu können, die anderen unterdrücken. Jeder 

Revolte wird eine Zeit der Repression und nicht die politische 

Restauration folgen. Sollte ee einer Gruppe von Militärs, die 

für eine bürgerliche parlamentarische Demokratie eintreten, ge­

lingen, die Oberhand zu gewinnen, so bedeutet das keineswegs 

die Wiederherstellung von Ruhe und politischer Ordnung./in einem 
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(heute angewandt wird, auf lange Sicht kein Mittel zur Weiter­

führung der politischen Geschäfte in Griechenland ist. Neue 

blutige Zusammenstöße werden die Moral der griechischen Armee 

noch weiter angreifen. Es erscheint daher angebracht, eine de­

mokratische Fassade, wie sie Papadopoulos errichtet hatte, 

wieder aufzustellen. Können jedoch die Vereinigten Staaten^ 

heute dort erfolgreich sein, wo Papadopoulos versagte? Zwei 

Wege bieten sich ihnen an./ Der erste ist der eines von der 

Armee unterstützten Polizeistaates,der formal von einer Zivil­

regierung geleitet wird. Damit dieser Weg erfolgreich befolgt 

wird, genügt es nicht, die Sympathie der konservativen Poli­

tiker zu gewinnen. Es ist zwar möglich, durch OÊÊm Y Änderungen 

der diktatorischen Verfassung, wie sie bereits nach dem 25. 

November vorgenommen wurden, den einen oder anderen Politiker 

zur Mitarbeit zu überreden. Wesentlich ist es jedoch, die 

Unterstützung eines, wenn auch geringen Teils der Bevölkerung, 

zu gewinnen, damit der repressive und verwaltende Staatsapparat 

den Erfordernissen der wirtschaftlichen Entwicklung entspre-

chend ausgebaut/und in befriedigender Weise funktioniert. Die 

nebensächlichen Formalien und die äußeren Merkmale eines bür-

gerlichen parlamentarischen Regimes könnten dann eingeführt 

werden./Ein faschistisches Regime kann zur Mitarbeit nur das 

Großbürgertum oder die bürgerlichen Mittelklassen gewinnen. 

Das griechische Großbürgertum ist weder zahlreich genug, noch 

mit dem Land so eng verbunden, daß es einer Regierung die 

entscheidende Hilfe gewähren kann. Die Schiffseigentümer etwa 

bilden eine Gruppe, deren Interessen zu weit verstreut sind, 
/ 

um bereit zu sein, in Griechenland selbst eine aktive politi­
sche Rolle zu übernehmen. 

Die bürgerlichen Mittelklassen, die einzige weitere Alternative 

stehen -j«#pe*i dem Regime ablehnend gegenüber. Die wirtschaft­

liche Entwicklung während der letzten sieben Jahre, die auf 

einer in der Karamanlis Ära entworfenen Wirtschaftspolitik be­

ruhte, hat die ökonomische Kraft der Mittelklasse unterminiert. 

Das 9xxsh griechische Wirtschaftswunder war kurzlebig. Es 

spiegelte die intensive Investition ausländischen ausbeute-
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rischen Kapitals,nachdem die Militärs Ruhe und Ordnung wieder­

hergestellt hatten, wider. Die wirtschaftliche Entwicklung 

wurde nach einem Schema betrieben, das den Interessen der ent­

wickelten Industrienationen entsprach. Die griechische Land­

wirtschaft, deren Potential & beachtlich ist und die noch immer 

die Lebensgrundlage für fast die Hälfte der Bevölkerung bietet, 

wurde vernachlässigt. Statt dessen konzentrierten sich die In­

vestitionen auf den Bau von Luxuswohnungen und den Tourismus. 

*Die wenigen Industrieprojekte betrafen die Verarbeitung von 
die uort <"t<ttt> J r ^ — -
Lentwickelten Ländern eingeführtaeeMjIalbfertigerzeugnissen/. Die 
Auswanderung nach der Bundesrepublik, Kanada, Australien 

setzte sich in verstärktem Maße fort./ Die Ölkrise hat gezeigt, 

f wie verwundbar dieser ganze Bau war. Der wirtschaftliche Auf­

schwung war in Wirklichkeit Ausbau wirtschaftlicher Abhängigkeit 

und bedeutete Unterentwicklung. Die Preiserhöhungen vom Februar 

73 bis zum Februar 74 erreichteneinen Satz von 34%. Die Infla­

tionsrate ist die höchste in Europa. Das Defizit der Außen­

handelsbilanz stieg für das Jahr 1973 auf ungefähr zwei Milliar­

den Dollar. Die gesamte Wirtschaft befindet sich in einer tiefen 

Krise. Ein Ausweg ist nicht zu sehen. Vielmehr besteht die Ver­

mutung, daß sich die Lage verschlechtern wird, denn von 1974 

an müssen 300 Millionen Dollar jährlich an ausländische Kredit­

geber, die die Wirtschaftspolitik der Obristen finanziert hatten, 

zurückgezahlt werden. Die Mittelklassen und das gesamte grie­

chische Bürgertum sind von der Krise tief betroffen. Sie sehen, 

daß die Militärs mit ihrer abenteuerlichen Ausverkaufspolitik 

die Interessen der Schichten, die den bürgerlichen Staat tragen, 

mißachtet haben. Sie sind daher kaum bereit, neue Experimente 

der Militärs mit demokratischen Fassaden zu unterstützen. 

Den Amerikanern bietet sich somit nur eine zweite Lösung an, 

die eines bürgerlichen parlamentarischen Regimes, dessen Träger 

die konservativen politischen Kräfte sein werden und dessen 

Entwicklung von den Militärs eng verfolgt und beaufsichtigt 

werden wird, die Parallellösung zu der Türkei. Eine solche 

Lösung birgt jedoch, wie das Papadopoulos Experiment gezeigt 

hat, große Gefahren in sich. Während der kurzlebigen XK&X Libe-
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ralisierung des Papadopoulos-Regimes hat die Presse unter star­

kem Wettbewerbsdruck dem Publikum, das nach jahrelanger Unter­

drückung sich informieren wollte, eine offene Kritik am Regime 

und eine schonungslose Bloßstellung seines autoritären Charak­

ters geboten. Die Studenten, Arbeiter und frei beruflich Tätigen 

haben sich offen organisiert, um die ihnen aufgezwungenen kon­

servativen Interessenvertretungen abzuschütteln./Niemand kann 

verbürgen, daß bei einer erneuten Liberalisierung sich nicht 

politische Kräfte formieren und durchsetzen werden, die für 

eine Lösung von der NATO eintreten, sich gegen die amerikanische 

Vorherrschaft wenden werden. Die Vertreter der Vereinigten 

Staaten in Athen wissen, daß die Griechen die Hmerikaner für 

ihre politische Unterdrückung und wirtschaftliche Ausbeutung 

verantwortlich halten. Selbst bei einer von den Militärs beauf­

sichtigten Demokratie könnten bald den mühsam in den Sattel 

gehobenen konservativen Kräften die Zügel aus den Händen ent­

rissen werden. Die Militärs wären dann gezwungen, wieder einzu­

greifen. Das Experiment könnte mit einem noch eklatanteren und 

gefährlicheren Fehlschalag als das Papadopoulos-Regime endenΛ 

Die Vereinigten Staaten befinden sich angesichts der heutigen 

Situation in Griechenland in einer Sackgasse. Das bedeutet je­

doch noch lange nicht, daß sie bereit wären, ihren Herrschafts­

anspruch aufzugeben. Diejenigen, die auf eine politische Restau­

ration hoffen, übersehen, daß die Entwicklungen in Griechen-

land nicht allein durch die besonderen Bedingungen der griechi­

schen Wirklichkeit bestimmt w£rdfin Die Situation in Griechenland 

ist Folge der imperialistischen Politik der Vereinigten Staaten. 

Die Vereinigten Staaten sind bereit, mit Hilfe von Gewalt die 

Positionen zu sichern, die sie für die Verteidigung ihrer wirt­

schaftlichen Interessen für notwendig erachten. Griechenland 

ist nur ein Aspekt des Phänomens, das sich in Chile oder Viet­

nam auch bemerkbar macht. Eine von den Vereinigten Staaten ge­

segnete freie politische Betätigung kann es nicht geben. 

Prüfen wir trotzdem die zweite Möglichkeit,zu einer politischen 

Restauration zu kommen, nämlfih den Fall, daß sich das heutige 

griechische Regime von selbst zu einer parlamentarischen Demo­

kratie entwickelt. Voraussetzung einer demokratischen Evolution 

wäre das Bestehen von politischen Kräften hinter dem Regime, 
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Land, wo die Armee sich gewöhnt hat, ihre politischen An­

sichten mit Hilfe von Waffengewalt durchzusetzen, wo Interessen 

der imperialistischen Mächte eine entscheidende Rolle spielen, 

wo starke Gegensätze zwischen Arm und Reich,zwischen Land- und 

Stadtbevölkerung bestehen, sind die Chancen eines dauerhaften 

Kompromisses zwischen den verschiedenen Gruppen oder Klassen 

gering. Bei jeder Gefährdung des Gleichgewichts wird, wie das 

196 7 bereits geschah, die Angst vor Verlust á erkämpfter Posi­

tionen zu Eingriffen führen, die mit den parlamentarischen 

Regeln nicht vereinbar sind. 

Eine politische Restauration, wie sie von Fommeln, wie die 

der Regierung der nationalen Einheit angedeutet wird, beruht 

auf dem Glauben, das gemeinsame Interesse am Sturz der Dikta­

tur könne allein verfolgt werden. Weitere Bestrebungen sind 

für diesen Zeitraum zurückzustellen. So heißt es etwa im er­

wähnten Leitartikel des Anhängers der Zentrumsunion :"Die poli­

tischen Programme und die ideologischen Auseinandersetzungen 

müssen der Befreiung folgen". Jedoch, schon allein der Be­

schluß für eine bestimmte Übergangslösung impliziert ein poli­

tisches Programm und die Entscheidungen der Übergangsregierung 

werden die Richtung, die das neue Regime nehmen wird, präju-

dizieren./Politische Kämpfe werden um gesellschaftliche Pro­

bleme von sozialen Gruppen mit Interessen und Zielvorstellungen 

geführt. Politische Kompromisse, wie eine Regierung der natio­

nalen Einheit, κ±κ wirken sich für und wider bestimmte Gruppen 

aus, sie stellen nicht gleiche Startchancen für alle her. 

Die Hoffnung, man könne von den konkreten Interessen und Ziel­

vorstellung abstrahieren und das Problem der politischen Ent­

wicklung zu einem Kampf zwischen Gutem und Bösem reduzieren, 

ist irreal. Die DiskHSsion um die politische Restauration er­

zeugt ein falsches Bewußtsein und wirkt sich zu Lasten der 

Kräfte aus, die die Wiederherstellung der R Demokratie anstre­

ben. Sie nährt den Glauben, daß mm eine für alle Seiten be­

friedigende Regelung erreichbar sei, sie verschweigt die ent­

scheidende Rolle der Vereinigten Staaten. Den Bemühungen um 
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d ie Demokratie in Griechenland i s t weder mit e i n e r Vernied­
l i chung der Probleme noch mit Formeln g e d i e n t , d i e we i l b r e i t 
i n h a l t s l e e r s i n d . Vornehmliche Aufgabe der demokrat ischen 
Kräf te i s t e s , e i n k l a r e s Bewußtsein der bes tehenden Möglich­
k e i t e n und der anges t r eb t en Z ie l e zu e rzeugen . E r s t dann wird 
m o n joxw»ai*d*n 
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Meine Damen und Herren 

Mein Thema lautet: Ist eine politische Restauration möglich? 

Ich möchte eingangs erläutern, welche Frage hier angeschnitten 

werden soll. 

In einer der griechischen Exilseitungen war in letzter Zeit 

einem Leitartikel folgendes zu lesen: "Der Widerstand hat sich 

auf die Gesamtheit des Volkes zu stützen. Seine Parolen müssen 

einfach sein. Sein Ziel kann nurein einziges sein: Die Selbst­

bestimmung des Volkes. Die Zentrumsunion, die ERE, die EDA, die 

Kommunistische Partei und die anderen politischen Kräfte stim­

men mit diesen Forderungen überein. Diese Übereinstimmung 

muß konkretisiert werden. Der richtigste Weg dazu ist die 

Bildung eines Nationalen Befreiungskomittees". Kurze Zeit da­

nach veröffentliche das Büro des Zenfcralkommittees der KP 

(Inaland) eine Erklärung, in der es hieß: "Der Kampf muß in 

der politischen Forderung nach einer Regierung der nationalen 

Einheit aus allen antidiktatorischen Parteien und Organisatio­

nen gipfeln. Die Zeit für einen Nationalen Rat aller gegen die 

Diktatur gerichteten Kräfte ist gekommen. Die gegen die Dikta­

tur gerichtete Allianz muß zu einer Allianz für ein gemein­

sames Programm umgestaltet werden., ein Programm, das so breit 

sein muß, daß es alle gegen die Diktatur gerichteten Kräfte 

umfaßt und so konkret,daß es der Herrschaft des Volkes den Weg 

ebnet". Ähnliche Auffassungen sind auch von den Konservativen 

politischen Kräften vertreten. In Athen spricht man von einer 

Regierung der nationalen Einheit unter dem ehemaligen Minister­

präsidenten Kannellopoulos. 

Dem uninformierten Leser dieses Leitartikels und der Erklärung 

der KP scheint eines der wesentlichen Hindernisse für die Wieder­

herstellung der Demokratie in Griechenland die Zersplitterung 

der demokratischen Kräfte ist. Könnte man diese Zersplitterung 

überwinden, so würde bald der Faschismus, angesichts der Kriee 

in der er sich befindet, kampflos das Feld räumen oder zusam­

menbrechen. *Im entstehenden politischen Vakuum würde die geplante 

Regierung der nationalen Einheit das Ruder ergreifen. Sie würde 

gleiche Startchancen für alle politischen Kräfte herstellen. Jede 
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Partei oder Richtung könnte sich dann im freien Wettbewerb 

der Meinungen ungehindert entfalten. Das Volk würde schließ­

lich selbst bestimmen, welche politische Gruppe die Regie­

rungsgeschäfte übernehmen soll. Damit würde die Wiederherstel­

lung des demokratischen Kräftespiels Realität werden. 

Ich will im Nachfolgenden der Frage nachgehen, ob dieses hier 

dargestellte Entwicklungsschema realisierbar ist, ob die Demo­

kratie im wesentlichen nur von der Bildung eines nationalen 

Befreiungsrates abhängt, ob eine freie politische Gesellschaft 

in Griechenland ohne weiteres verwirklicht werden kann. 

Als erstes stellt sich die Frage, wer die politische Restau­

ration, wie ich schlagwortartig das soeben geschilderte Ent­

wicklungsschema kennzeichnen werde, realisieren wird. Es bieten 

sich folgende drei Möglichkeiten an, die Vereinigten Staaten, 

die hinter dem Putsch des 21. April standen, die heutigen Macht­

haber in Athen selbst oder schließlich die griechische Bevöl­

kerung. Alle diese Möglichkeiten werden als Ssx eingeschätzt. 

Prüfen wir die erste Alternative. Viele der Politiker der 

Rechten und der Zentrumsunion glauben in der Tat, die Ver­

einigten Staaten könnten dazu bewogen werden, die Athener 

Junta durch ein demokratisches Regime zu ersetzen, wenn man 

ihnen eine Regierung unter einem konservativen Politiker 

bieten würde. 

Der letzte Staatsstreich des 25. Novembers stellt nur eine 

Wachablösung dar. Die neue ¡ÜHXIÍHXM Junta ist nur ein Teil der 

alten. Sie Übernahme nach dem mißglückten Experiment der Papa-

dopoulos Demokratie die Macht, um die Situation, die der Kon­

trolle der Regierung entglitten war, wieder in den Griff zu 

bekommen. Der Umstand, daß der neue Putsch ohne jedes Blut­

vergießen erfolgte, deutet auf die Mitarbeit der Vertreter 

der Vereinigten Staaten in Athen. Unter dieser Junta kontrol­

liert Washington noch offener als je zuvor das politische 

Leben Griechenlands. Die Vereinigten Staaten befinden ach 

jedoch in Ungewißheit über den Weg, den sie einschlagen sollen. 

Es ist ihnen und den Militärs klar, daß brutale Gewalt, wie sie 
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heute angewandt wird, auf lange Sicht kein Mittel zur Weiter­

führung der politischen Geschäfte in Griechenland ist. Neue 

blutige Zusammenstöße werden die Moral der griechischen Armee 

noch weiter angreifen. Es erscheint daher angebracht, eine de­

mokratische Fassade, wie sie Papadopoulos errichtet hatte, 

wieder aufzustellen. Können jedoch die Vereinigten Staaten 

heute dort erfolgreich sein, wo Papadopoulos versagte? Zwei 

Wege bieten sich ihnen an. Der erste ist der eines von der 

Armee unterstützten Polizeistaates,der formal von einer Zivil­

regierung geleitet wird. Damit dieser Weg erfolgreich befolgt 

wird, genügt es nicht, die Sympathie der konservativen Poli­

tiker zu gewinnen. Es ist zwar möglich, durch die ¥ Änderungen 

der diktatorischen Verfassung, wie sie bereits nach dem 25. 

November vorgenommen wurden, den einen oder anderen Politiker 

zur Mitarbeit zu überreden. Wesentlich ist es jedoch, die 

Unterstützung eines, wenn auch geringen Teils der Bevölkerung, 

zu gewinnen, damit der repressive und verwaltende Staatsapparat 

den Erfordernissen der wirtschaftlichen Entwicklung entspre­

chend ausgebaut und in befriedigender Weise funktioniert. Die 

nebensächlichen Formalien und die äußeren Merkmale eines bür­

gerlichen parlamentarischen Regimes könnten dann eingeführt 

v/erden. Ein faschistisches Regime kann zur Mitarbeit nur das 

Großbürgertum oder die bürgerlichen Mittelklassen gewinnen. 

Das griechische Großbürgertum ist weder zahlreich genug, noch 

mit dem Land so eng verbunden, daß es einer Regierung die 

entscheidende Hilfe gewähren kann. Die Schiffseigentümer etwa 

bilden eine Gruppe, deren Interessen zu weit verstreut sind, 

um bereit zu sein, in Griechenland selbst eine aktive politi­

sche Rolle zu übernehmen. 

Die bürgerlichen Mittelklassen, die einzige weitere Alternative 

stehen jedoch dem Regime ablehnend gegenüber. Die wirtschaft­

liche Entwicklung während der letzten sieben Jahre, die auf 

einer in der Karamanlis Ära entworfenen Wirtschaftspolitik be­

ruhte, hat die ökonomische Kraft der Mittelklasse unterminiert. 

Das gxieh griechische Wirtschaftswunder war kurzlebig. Es 

spiegelte die intensive Investition ausländischen ausbeute-
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rischen Kapitals,nachdem die Militärs Ruhe und Ordnung wieder­

hergestellt hatten, wider. Die wirtschaftliche Entwicklung 

wurde nach einem Schema betrieben, das den Interessen der ent­

wickelten Industrienationen entsprach. Die griechische Land­

wirtschaft, deren Potential & beachtlich ist und die noch immer 

die Lebensgrundlage für fast die Hälfte der Bevölkerung bietet, 

wurde vernachlässigt. Statt dessen konzentrierten sich die In­

vestitionen auf den Bau von Luxuswohnungen und den Tourismus. 

Die wenigen Industrieprojekte betrafen die Verarbeitung von 

entwickelten Ländern eingeführten Halbfertigerzeugnissen. Die 

Auswanderung nach der Bundesrepublik, Kanada, Australien 

setzte sich in verstärktem Maße fort. Die Ölkrise hat gezeigt, 

wie verwundbar dieser ganze Bau war. Der wirtschaftliche Auf­

schwung war in Wirklichkeit Ausbau wirtschaftlicher Abhängigkeit 

und bedeutete Unterentwicklung. Die Preiserhöhungen vom Februar 

73 bis zum Februar 74 erreichte einen Satz von 34%. Die Infla­

tionsrate ist die höchste in Europa. Das Defizit der Außen­

handelsbilanz stieg für das Jahr 1973 auf ungefähr zwei Milliar­

den Dollar. Die gesamte Wirtschaft befindet sich in einer tiefen 

Krise. Ein Ausweg ist nicht zu sehen. Vielmehr besteht die Ver­

mutung, daß sich die Lage verschlechtern wird, denn von 1974 

an müssen 300 Millionen Dollar jährlich an ausländische Kredit­

geber, die die Wirtschaftspolitik der übristen finanziert hatten, 

zurückgezahlt werden. Die Mittelklassen und das gesamte grie­

chische Bürgertum sina von der Krise tief betroffen. Sie sehen, 

daß die Militärs mit ihrer abenteuerlichen Ausverkaufspolitik 

die Interessen der Schichten, die den bürgerlichen Staat tragen, 

mißachtet haben. Sie sind daher kaum bereit, neue Experimente 

der Militärs mit demokratischen Fassaden zu unterstützen. 

Den Amerikanern bietet sich somit nur eine zweite Lösung an, 

die eines bürgerlichen parlamentarischen Regimes, dessen Träger 

die konservativen politischen Kräfte sein werden und dessen 

Entwicklung von den Militärs eng verfolgt und beaufsichtigt 

werden wird, die Parallellösung zu der Türkei. Eine solche 

Lösung birgt jedoch, wie das Papadopoulos Experiment gezeigt 

hat, große Gefahren in sich. Während der kurzlebigen Κ&&Ϊ Libe-



- 5 -

ralisicrung des Papadopoulos-Regiiaes hat die Presse unter star­

kem Wettbewerbsdruck dem Publikum, das nach jahrelanger Unter­

drückung sich informieren wollte, eine offene Kritik am Regime 

und eine schonungslose Bloßstellung seines autoritären Charak­

ters geboten. Die Studenten, Arbeiter und frei beruflich Tätigen 

haben sich offen organisiert, um die ihnen aufgezwungenen kon­

servativen Interessenvertretungen abzuschütteln. Niemand kann 

verbürgen, daß bei einer erneuten Liberalisierung sich nicht 

politische Kräfte formieren und durchsetzen v/erden, die für 

eine Lösung von der NATO eintreten, sich gegen die amerikanische 

Vorherrschaft wenden werden. Die Vertreter der Vereinigten 

Staaten in Athen wissen, daß die Griechen die Rmerikaner für 

ihre politische Unterdrückung und wirtschaftliche Ausbeutung 

verantwortlich halten. Selbst bei einer von den Militärs beauf­

sichtigten Demokratie könnten bald den mühsam in den Sattel 

gehobenen konservativen Kräften die Zügel aus den Händen ent­

rissen werden. Die .Militärs wären dann gezwungen, wieder einzu­

greifen. Das Experiment könnte mit einem noch eklatanteren und 

gefährlicheren Fehlschalag als das Papadopoulos-Regime enden. 

Die Vereinigten Staaten befinden sich angesichts der heutigen 

Situation in Griechenland in einer Sackgasse. Das bedeutet je­

doch noch lange nicht, daß sie bereit wären, ihren Herrschafts­

anspruch aufzugeben. Diejenigen, die auf eine politische Restau­

ration hoffen, übersehen, daß die Entwicklungen in Griechen­

land nicht allein durch die besonderen Bedingungen der griechi­

schen Wirklichkeit bestimmt wird. Die Situation in Griechenland 

ist Folge der imperialistischen Politik der Vereinigten Staaten. 

Die Vereinigten Staaten sind bereit, mit Hilfe von Gewalt die 

Positionen zu sichern, die sie für die Verteidigung ihrer wirt­

schaftlichen Interessen für notwendig erachten. Griechenland 

ist nur ein Aspekt des Phänomens, das sich in Chile oder Viet­

nam auch bemerkbar macht. Eine von den Vereinigten Staaten ge­

segnete freie politische Betätigung kann es nicht geben. 

Prüfen wir trotzdem die zweite Möglichkeit,zu einer politischen 

Restauration zu kommen, nämlcih den Fall, daß sich das heutige 

griechische Regime -aon selbst zu einer parlamentarischen Demo­
kratie entwickelt. Voraussetzung einer demokratischen Evolution 

wäre das Bestehen von politischen Kräften hinter dem Regime, 
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die wegen der Unterstützung eines Teils der Bevölkerung sich 

genügend stark fühlen, um ihren Führungsanspruch auch unter 

den parlamentarischen Regeln durchzusetzen. Diese Voraussetzung 

ist,wie bereits hervorgehoben, nicht gegeben. Es fehlt jedoch 

auch an der weiteren Voraussetzung der formalen Legalitätsstruk­

tur, die eine Entwicklung zu einer politischen Restauration er­

lauben würde. Das Regime hat die von ihm selbst gutgeheißene 

Verfassung außer Kraft gesetzt. Die Exekutive hat sich alle 

Gewalten vorbehalten. Sie bestimmt die Verfassungsnormen, die 

Gesetze und urteilt über die Opponenten selbst. Die Herrscher 

unterliegen keiner Kontrolle, sind niemandem verantwortlich, 

halten sich an keine Regel und heben die Regel, die sie selbst 

mißachten, auch nicht auf. Es herrscht im Namen der Staats­

räson ein Zustand völliger Willkür. Dies ist auch erforderlich, 

um die Bevölkerung zu terrorisieren und zu unterdrücken. Wür­

den sich die Militäts auf irgendwelche Spielregeln einlassen, 

wie es im Falle der Evolution zu einer Demokratie erforderlich 

wäre, so würde das Regime nicht überleben. Das Regime ist nicht 

abänderbar. Es wird bis zum Zeitpunkt seines Zusammenbruchs 

eine Diktatur bleiben. 

Es bleibt nur noch die dritte Alternative zu prüfen, ob nicht 

die politische Restauration die Folge einer Revolution, etwa 

von Massendemonstrationen oder eines Aufstandes eines Teils 

der Armee sein könnte. Hinter dem heutigen Regime stehen ver­

schiedene Gruppen der Armee. Neben den Natohörigen Generälen, 

den faschistischen von einem korporativen Staat träumenden 

Obersten gibt es auch die Nationalisten, die Sozialisten, sowie 

eine Vielzahl von Franktionen, die glauben, die Armee könne und 

müsse regieren. 

Sollte eine dieser Fraktionen die Macht übernehmen, so wird, 

sie, um überleben zu können, die anderen unterdrücken. Jeder 

Revolte wird eine Zeit der Repression und nicht die politische 

Restauration folgen. Sollte ee einer Gruppe von Militärs, die 

für eine bürgerliche parlamentarische Demokratie eintreten, ge­

lingen, die Oberhand zu gewinnen, so bedeutet das keineswegs 

die Wiederherstellung von Ruhe und politischer Ordnung. In einem 
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Land, wo die Armee sich gewähnt hat, ihre politischen An­

sichten mit Hilfe von Waffengewalt durchzusetzen, wo Interessen 

der imperialistischen Mächte eine entscheidende Rolle spielen, 

wo starke Gegensätze zwischen Arm und Reich,zwischen Land- und 

Stadtbevölkerung bestehen, sind die Chancen eines dauerhaften 

Kompromisses zwischen den verschiedenen Gruppen oder Klassen 

gering. Bei jeder Gefährdung des Gleichgewichts wird, wie das 

196 7 bereits geschah, die Angst vor Verlust « erkämpfter Posi­

tionen zu Eingriffen führen, die mit den parlamentarischen 

Regeln nicht vereinbar sind. 

Line politische Restauration, wie sie von Fommeln, wie die 

der Regierung der nationalen Einheit angedeutet wird, beruht 

auf den Glauben, das gemeinsame Interesse am Sturz der Dikta­

tur könne allein verfolgt werden. Weitere Bestrebungen sind 

für diesen Zeitraum zurückzustellen. So heißt es etwa im er­

wähnten Leitartikel des Anhängers der Zentrumsunion:"Die poli­

tischen Programme und die ideologischen Auseinandersetzungen 

müssen der Befreiung folgen". Jedoch, schon allein der Be­

schluß für eine bestimmte übergangslösung impliziert ein poli­

tisches Programm und die Entscheidungen der Übergangsregierung 

werden aie Ricntung, die das neue Regime nehmen wird, präju-

dizieren. Politische Kämpfe werden um gesellschaftlxche Pro­

bleme von sozialen Gruppen mit Interessen und Zielvorstellungen 

geführt. Politische Kompromisse, wie eine Regierung der natio­

nalen Einheit, WXH wirken sich für und wider bestimmte Gruppen 

aus, sie stellen nicht gleiche Startchancen für alle her. 

Die Hoffnung, man könne von den konkreten Interessen und Ziel­

vorstellung abstrahieren und das Problem der politischen Ent­

wicklung zu einem Kampf zwischen Gutem und Bösem reduzieren, 

ist irreal. Die DiskHssion um die politische Restauration er­

zeugt ein falsches Bewußtsein und wirkt sich zu Lasten der 

Kräfte aus, die die Wiederherstellung der 1 Demokratie anstre­

ben. Sie nährt den Glauben, daß es eine für alle Seiten be­

friedigende Regelung erreichbar sei, sie verschweigt die ent­

scheidende Rolle der Vereinigten Staaten. Den Bemühungen um 
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die Demokratie in Griechenland ist weder mit einer Vernied-

lichung der Probleme noch mit Formeln gedient, die v/eil breit 

inhaltsleer sind. Vornehmliche Aufgabe der demokratischen 

Kräfte ist es, ein klares Bewußtsein der bestehenden Möglich­

keiten und der angestrebten Ziele zu erzeugen. Erst dann v/ird 

es möglich sein, statt zwisehen großsprecherischen Parolen 

und herben Enttäuschungen hin und ber getrieben zu werden, 

bei jeder Gelegenheit die eigene Position zu stärken und auf 

die Entwicklung so einzuwirken, daß eine demokratische und 

sozialistische Gesellschaft Wirklichkeit wird. 


